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Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der 
Verordnung (EWG) Nr. 1365/75 über die Gründung eiiier Europäischen Stiftung 
zur Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen — KOM (86) 14 endg. — 

»Rats-Dok. Nr. 4707/86« 


A. Problem 

Die Kommission der Europäischen Gemeinschaft ist der Auf- 
fassung, aufgrund des Beitrittes von Spanien und Portugal zur 
Europäischen Gemeinschaft und um eine angemessene Ausge- 
wogenheit zwischen den Aufgabengebieten „Arbeitsbedingun- 
gen“ und „Lebensbedingungen“ zu gewährleisten, müsse die 
Zusammensetzung des Verwaltungsrates der Stiftung geän- 
dert werden. 

B. Lösung 

Ablehnung der von der Kommission vorgeschlagenen, über die 
Anpassung aufgrund des Beitritts von Spanien und Portugal 
hinausgehenden Erweiterung des Verwaltungsrates. 

Einmütigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

keine 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, den anliegenden Ver- 
ordnungsvorschlag abzulehnen, soweit er über die aufgrund des Beitritts von 
Spanien und Portugal notwendige Anpassung des Verwaltungsrates hinausgeht. 

Bonn, den 14. Mai 1986 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Zink Pohlmann 

Stellv, Vorsitzender Berichterstatter 
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Anlage 


Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1364/75 
über die Gründung einer Europäischen Stiftung zur Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen 


Begründung 


Ziel der vorliegenden Mitteilung und des Entwurfs 
einer Verordnung zur Änderung der Verordnung des 
Rates (EWG) Nr. 1365/75 über die Gründung einer 
Europäischen Stiftung zur Verbesserung der Le- 
bens- und Arbeitsbedingungen ist eine Stärkung der 
Arbeitsweise, mit der die Stiftung ihre Ziele und 
Aufgaben verfolgt. Die Mitteilung bestätigt noch- 
mals die Gültigkeit des ursprünglichen Auftrags, die 
Bedeutung und die Beibehaltung der Unabhängig- 
keit der Stiftung sowie die Wichtigkeit ihrer Arbei- 
ten für die gegenwärtige wirtschafts- und sozialpoli- 
tische Diskussion. 

Die Mitteilung legt die neuen Verfahren dar, die si- 
cherstellen sollen, daß das Arbeitsprogramm der 
Stiftung mit den vorrangigen Tätigkeiten der Ge- 
meinschaft in Einklang steht und enger mit den von 
der Kommission und dem Parlament durchgeführ- 
ten Arbeiten verbunden ist. Erneut wird die Bedeu- 
tung der Verbreitung und Auswertung der Ergeb- 
nisse der Arbeiten der Stiftung betont. 

Die Vorschläge zur Änderung der Verordnung zielen 
darauf ab zu gewährleisten, daß eine angemessene 
Ausgewogenheit zwischen den beiden Aspekten bei- 
behalten wird, die dem Auftrag der Stiftung zu- 
grunde liegen, nämlich den Lebensbedingungen und 
den Arbeitsbedingungen. Sie sehen vor, daß jeweils 
40% der Mittel des Forschungshaushalts der Stif- 
tung jedem dieser beiden Bereiche zukommen, wäh- 
rend die restlichen 20% entsprechend dem jährlich 
erstellten besonderen Forschungsprogramm verteilt 
werden können. Der Verwaltungsrat muß um Mit- 
glieder erweitert werden, die die Interessen im Be- 
reich der Lebensbedingungen vertreten. Diese Vor- 
schläge bezwecken nicht, die Zuständigkeit der Stif- 
tung auf dem Gebiet der Umwelt zu erweitern, son- 
dern vielmehr sicherzustellen, daß das Arbeitsgebiet 
der Lebensbedingungen voll berücksichtigt wird. 

Um den Entscheidungsprozeß innerhalb der Stif- 
tung wirksamer zu gestalten, wird die verwaltungs- 
mäßige Durchführung einem Vorstand des Verwal- 
tungsrates übertragen, der sich aus je einem Vertre- 
ter der hauptsächlichen Gruppen (Regierungen, Ar- 
beitgeber, Arbeitnehmer und Lebensbedingungen) 
und einem Vertreter der Kommission, der auf den 
Sitzungen den Vorsitz innehat, zusammensetzt. Die 
Kommission ist der Meinung, daß eine solche Struk- 
tur des Verwaltungsrates eine Beteiligung aller In- 
teressen und Mitgliedstaaten an der Tätigkeit der 


Stiftung, insbesondere im Hinblick auf das Arbeits- 
programm sichert und daß gleichzeitig die Einset- 
zung eines Vorstandes ein wirksames Entschei- 
dungsgremium zur Kontrolle der Tätigkeit der Stif- 
tung darstellt. 

Die Vorschläge versuchen, das Parlament enger und 
formeller an der Programmierung der Arbeiten der 
Stiftung zu beteiligen; der Sachverständigenaus- 
schuß wird abgeschafft; die Kommission wird stär- 
ker zu den Tätigkeiten und der Verwaltung der Stif- 
tung herangezogen. 

Schließlich wird vorgeschlagen, die Ziele und Tätig- 
keiten der Stiftung spätestens fünf Jahre nach An- 
nahme der vorliegenden Vorschläge durch den Rat 
zu überprüfen. 


Einleitung 

1. Die Europäische Stiftung zur Verbesserung der 
Lebens- und Arbeitsbedingungen wurde mit der 
Verordnung des Rates (EWG) Nr. 1365/75 vom 
26. Mai 1975^) gegründet; sie hat ihren Sitz in 
Dublin. Nach Artikel 2 Abs. 1 dieser Verordnung 
hat die Stiftung die Aufgabe, „zur Konzipierung 
und Schaffung besserer Lebens- und Arbeits- 
bedingungen durch eine Aktion zur Förderung 
und Verbreitung von Kenntnissen beizutragen, 
die geeignet sind, diese Entwicklung zu unter- 
stützen“. Nach Artikel 2 Abs. 3 „soll sich die 
Stiftung insbesondere mit nachstehenden Fra- 
gen befassen: 

— Situation des Menschen in der Arbeitswelt, 
— Arbeitsorganisation und insbesondere Ar- 
beitsplatzgestaltung, 

— Probleme, die für bestimmte Arbeitnehmer- 
gruppen spezifisch sind, 

— langfristige Aspekte der Umweltverbesse- 
rung, 

— räumliche und zeitliche Verteilung der 
menschlichen Tätigkeit“. 

Gemäß Artikel 2 Abs. 2 obliegt es der Stiftung, 
„die Überlegungen zur mittel- und langfristigen 


1) ABI. ... L 139 vom 30. Mai 1975. 


Zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundeskanzleramtes — 14 — 680 70 — E — So 108/86 — vom 
21. Februar 1986. 
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Verbesserung der Lebensverhältnisse und der 
Arbeitsbedingungen zu entwickeln und zu ver- 
tiefen . . . die Politik der Gemeinschaft in diesen 
Bereichen zu berücksichtigen . . . und die Or- 
gane der Gemeinschaft zu unterrichten . . in- 
dem sie ihnen insbesondere wissenschciftliche 
Kenntnisse und technische Daten übermittelt“. 

2. Das Europäische Zentrum für die Förderung der 
Berufsbildung wurde mit der Verordnung des 
Rates (EWG) Nr. 337/75 vom 10. Februar 19752) 
gegründet; es hat seinen Sitz in Berlin. Wie bei 
der Europäischen Stiftung besteht auch seine 
Aufgabe darin, für die Gemeinschaft Untersu- 
chungen durchzuführen, ihr Denkanstöße zu ge- 
ben sowie Dokumentations- und Informations- 
material zur Verfügung zu stellen. Die Verwal- 
tungsstrukturen der Stiftung und auch des Zen- 
trums sehen eine enge Mitarbeit der Sozialpart- 
ner an ihren Verwaltungsaufgaben vor. 

3. Im Mittelpunkt dieser Mitteilung stehen Vor- 
schläge zur Verbesserung der Wirksamkeit, mit 
der die Stiftung ihre Ziele und Aufgaben erfüllt. 
In Anbetracht der Ähnlichkeiten zwischen der 
Stiftung und dem Zentrum hält es die Kommis- 
sion für angebracht, Vorschläge zu unterbreiten, 
die auf das Zentrum Bezug nehmen, und bei der 
Annahme und Durchführung dieser Vorschläge 
in bezug auf die Stiftung die gewonnenen Erfah- 
rungen zu berücksichtigen. 

4. Die Kommission hat die Arbeitsweise der Stif- 
tung überprüft Sie hat die Mitglieder des Ver- 
waltungsrates, den Direktor und das Personal 
gehört und die Stellungnahme des Parlaments, 
vor allem die in seiner Entschließung vom 
16. Dezember 1983 ^) zum Ausdruck gebrachten 
Ansichten, berücksichtigt. 

Die Aufgabe der Stiftung 

5. Die Kommission bestätigt die Gültigkeit der für 
die Stiftung niedergelegten Ziele. Diese sind in 
der Tat von zentraler Bedeutung für die gegen- 
wärtige wirtschaftliche und soziale Diskussion, 
wie aus dem Arbeitsprogramm der Kommission 
für 1985^) hervorgeht. Hinsichtlich der Lebens- 
bedingungen heißt es dort: „Die Qualität der 
Umwelt, in der die Menschen leben und arbei- 
ten, wird für den Bürger der Gemeinschaft im- 
mer wichtiger, wie aus den öffentlichen Diskus- 
sionen in einigen Mitgliedstaaten hervorgeht.“ 
Über die Arbeitsbedingungen heißt es im Pro- 
gramm, daß „eins der wichtigeren Themen, die 
im Rahmen des Sozialdialogs zu behandeln sind, 
darin besteht, die Voraussetzungen für die so- 
ziale Akzeptanz und Kontrolle der neuen Tech- 
nologien zu schaffen“, die „das gesamte Wirt- 
schaftsgefüge . . . durchdringen und zu Umwäl- 
zungen in den Fertigungsverfahren, Arbeitsbe- 
beziehungen und Qualifikationspyramiden füh- 
ren werden“. 


2) ABI. ... L 39 vom 13. Februar 1975. 
2) ABI. C 10 vom 16. Januar 1984. 

^) Bulletin der EG, Beilage 4/85. 


6. Die Stiftung kann einen unerläßlichen Beitrag 
zu dieser Diskussion auf zweierlei Art leisten: 
zum einen gibt es eine Reihe wichtiger Themen, 
bei denen ein wirksamer Beitrag der Gemein- 
schaft davon abhängt, daß Gedanken entwickelt 
und Kenntnisse auf der Grundlage wissen- 
schaftlicher Forschungsarbeiten oder Untersu- 
chungen, die das vorhandene Wissen und die Er- 
fahrungen überprüfen, verbreitet werden. Zu 
diesen Themen (mit denen sich die Stiftung ak- 
tiv beschäftigt) gehören die Fragen der städti- 
schen Umwelt und der Stadtkerne, die Betreu- 
ung älterer Menschen, das Fernbleiben vom Ar- 
beitsplatz wegen Krankheit und der Transport 
gefährlicher Stoffe. Arbeiten in diesen Berei- 
chen können in einer unabhängigen Einrich- 
tung wie der Stiftung, die auf vergleichende Un- 
tersuchungen und Analysen ausgerichtet ist, 
besser durchgeführt werden als in einer Dienst- 
stelle der Kommission, die sich in erster Linie 
mit Verwaltungsfragen befaßt. Zum anderen 
bietet die Stiftung im Rahmen der Priorität, wel- 
che die Kommission dem Sozialdialog und ge- 
sunden Arbeitsbeziehungen einräumt, ein stän- 
diges Forum für gemeinsame Aussprachen mit 
den Sozialpartnern auf der Grundlage von For- 
schungs- und Untersuchungsmaterial, das die 
Stiftung zur Verfügung stellt. Beispielsweise hat 
die Stiftung den Dialog mit den Sozialpartnern 
über Themen erleichtert, wie die Einführung der 
Büroautomation mit Hilfe von EDV-Anlagen, die 
Auswirkungen der Fernarbeit, die technolo- 
gische Entwicklung und ihre Auswirkungen auf 
die Schichtarbeit in der Automobilindustrie. Die 
Folgen der neuen Technologien für die Lebens- 
und Arbeitsbedingungen sowie die Drücke und 
Zwänge, die sich hieraus für die Beziehungen 
zwischen den Sozialpartnern ergeben, werden 
erhöhte Anfor4erungen an die von der Stiftung 
bereitgestellten Dienste stellen. In gleicher 
Weise unterstreichen die wachsenden Umwelt- 
anliegen und die verstärkte Wechselwirkung 
zwischen dem Industriesystem und den Um- 
weltherausforderungen und -möglichkeiten, die 
durch die neuen Technologien hervorgerufen 
wird, den potentiellen Beitrag, den das For- 
schungsprogramm der Stiftung in den kommen- 
den Jahren leisten kann. 

7. Die Kommission ist bemüht sicherzustellen, daß 
das Potential der Stiftung voll ausgeschöpft 
wird, daß das Arbeitsprogramm und die Tätig- 
keiten der Stiftung mit den Prioritäten der Ge- 
meinschaft (vor allem auf mittlere Sicht) in vol- 
lem Einklang stehen und daß die Beziehungen 
zwischen der Stiftung und den anderen Gemein- 
schaftsorganen auf einer festen Grundlage ba- 
sieren. 


Eine verbesserte Arbeitsplanung 

8. Um zu gewährleisten, daß das Arbeitsprogramm 
der Stiftung mit den Prioritäten der Gemein- 
schaft in dem Bereich in Einklang steht, der vom 
Mandat der Stiftung abgedeckt wird, wird die 
Kommission dem Direktor der Stiftung zum er- 
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sten Mai eines jeden Jahres eine Mitteilung 
über die wichtigsten Tätigkeiten der Kommis- 
sion und die Vorschläge der Kommission für die 
Stiftung übermitteln. Diese Mitteilung der Kom- 
mission wird sowohl auf das Jahresprogramm 
als auch auf das Vierjahresprogramm der Stif- 
tung ausgerichtet sein. Die Kommission möchte 
vor allem den vergleichenden Charakter, den die 
Vorhaben der Stiftung auf europäischer Ebene 
haben sollen, verstärken und sicherstellen, daß 
die Stiftung größeres Augenmerk auf die Bewer- 
tung innovativer Praktiken und sozialer Experi- 
mente richtet. Dies dürfte der Stiftung die Mög- 
lichkeit geben, ein optimales Gleichgewicht zwi- 
schen gegenwärtigen Problemen und mittel- 
und längerfristigen Fragen herzustellen. 

9. Die Kommission begrüßt das Interesse des Eu- 
ropäischen Parlaments an der Stiftung. Ihres 
Erachtens sollte das Parlament an der Arbeits- 
planung der Stiftung enger und formaler betei- 
ligt werden. Aus diesem Grunde wird die Kom- 
mission auch ihre jährliche Mitteilung über das 
Arbeitsprogramm der Stiftung dem Parlament 
zuleiten. Der Direktor der Stiftung wird das Par- 
lament bei der Erstellung des Arbeitsprogram- 
mes konsultieren und den Jahresbericht der 
Stiftung den zuständigen Ausschüssen vorlegen 
müssen. 

Des weiteren empfiehlt die Kommission, die 
Stiftung solle alle Möglichkeiten eines „Beraten- 
den Gemeinschaftsorgans“ in Übereinstimmung 
mit ihrem Auftrag (Artikel 2 Abs. 2 der Ratsver- 
ordnung 1365/75) voll ausschöpfen. Hierzu wird 
die Kommission die Stiftung zu einer aktiven 
Verbreitung der Ergebnisse ihrer Arbeiten auf- 
fordern. Die Mitglieder des Parlaments sollten 
eine vorrangige Zielgruppe der Informationstä- 
tigkeiten der Stiftung sein und gegebenenfalls 
zu Konferenzen der Stiftung eingeladen werden. 
Die Kommission wird ihrerseits Verfahren ein- 
leiten, um zu gewährleisten, daß die Arbeiten 
der Stiftung von ihren Dienststellen voll ausge- 
wertet werden. 

Mehr Ausgewogenheit zwischen 

den Lebens- und den Arbeitsbedingungen 

10. Das Arbeitsprogramm der Stiftung sollte die 
Ausgewogenheit zwischen den Lebensbedin- 
gungen einerseits und den Arbeitsbedingungen 
andererseits, wie dies in ihren Zielen und Aufga- 
ben klar festgelegt ist, widerspiegeln. In den er- 
sten Jahren ihrer Tätigkeit lag das Schwerge- 
wicht eher auf den Arbeitsbedingungen. In der 
Zeit 1977 bis 1983 fielen beispielsweise über 80 % 
der veröffentlichten Berichte unter die Gruppe 
„Arbeitsbedingungen“. In den letzten Jahren 
hatte man sich entsprechend den Wünschen der 
Kommission und des Parlaments um mehr Aus- 
gewogenheit bemüht. So fallen in dem Arbeits- 
programm für 1986 40% der von der Stiftung 
eingeleiteten Tätigkeiten in den Bereich „Le- 
- bensbedingungen“. Allerdings wird es für wün- 
schenswert gehalten, daß eine angemessene 
Ausgewogenheit zwischen den beiden Berei- 


chen weiterhin ausdrücklich vorgegeben wer- 
den soll. 

11. Daher wird eine Anpassung des Haushaltsver- 
fahrens vorgeschlagen (das in Artikel 15 der 
Ratsverordnung EWG Nr. 1365/75 aufgeführt 
ist), um in dem Ausgabenplan für die For- 
schungstätigkeit eine Ausgewogenheit zwi- 
schen den Mittelzuweisungen für die Lebens- 
und Arbeitsbedingungen zu gewährleisten. Um 
eine übermäßige Starre zu vermeiden, sollten 
jedem Bereich 40% des Forschungshaushaltes 
zugewiesen werden, während die übrigen 20% 
entsprechend dem besonderen Forschungspro- 
gramm, das jedes Jahr erstellt wird, verteilt wer- 
den können. 

Veränderte Zusammensetzung 
des Verwaltungsrates 

12. Nach Artikel 6 der Ratsverordnung 1365/75 setzt 
sich der Verwaltungsrat aus 33 Mitgliedern zu- 
sammen, und zwar aus 

a) zehn Vertretern der Regierungen der Mit- 
gliedstaaten, 

b) zehn Vertretern der Arbeitgeberverbände, 

c) zehn Vertretern der Arbeitnehmerorganisa- 
tionen, 

d) drei Vertretern der Kommission. 

(Mit dem Beitritt Spaniens und Portugals wer- 
den für jede der Gruppen a) bis c) zwei zusätz- 
liche Vertreter ernannt.) In der geltenden Sat- 
zung wird nichts darüber ausgesagt, daß die Mit- 
glieder des Verwaltungsrates durch Herkunft, 
Sachkenntnis oder Funktion die Ausgewogen- 
heit zwischen den Lebens- und den Arbeitsbe- 
dingungen widerspiegeln sollten, die jedoch in 
den Zielen der Stiftung klar niedergelegt ist. 

In der Praxis wurde die Zusammensetzung des 
Verwaltungsrates auf die Arbeitsbedingungen 
hin gewichtet, was in einer Konzentration des 
Arbeitsprogrammes und der allgemeinen Leitli- 
nien der Stiftung auf die Arbeitsbedingungen 
zum Ausdruck kam. Die Kommission schlägt da- 
her vor, die Zusammensetzung des Verwaltungs- 
rates solle dahin gehend geändert werden, daß 
der zweifachen Ausrichtung der Stiftung Rech- 
nung getragen wird. 

13. Dementsprechend wird vorgeschlagen, die Rats- 
verordnung (EWG) Nr. 1365/75 zu überprüfen 
und um eine weitere Gruppe der in Artikel 6 
Abs. 1 aufgeführten Interessenvertreter zu er- 
weitern, nämlich: 

— Zwölf Interessenvertreter für die Lebensbe- 
dingungen, wobei jeweils drei Vertreter von 
den Regierungen, den Arbeitgeberverbän- 
den, den Arbeitnehmerorganisationen und 
den Umweltverbänden benannt werden. 

Es sollte darauf hingewiesen werden, daß der 
Zweck dieses wie auch des Vorschlages über das 
Haushaltsverfahren in Ziffer 11 darin besteht si- 
cherzustellen, daß die Stiftung bei ihren Arbei- 
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ten und Überlegungen der in ihrem ursprüngli- 
chen Auftrag festgelegten Ausgewogenheit zwi- 
schen Lebensbedingungen und Arbeitsbedin- 
gungen Rechnung trägt. Diese Vorschläge haben 
nicht als Ziel, die Zuständigkeit der Stiftung auf 
dem Gebiet der Umwelt zu erweitern; vielmehr 
soll die Arbeit der Stiftung weiter auf die Le- 
bensbedingungen, den Menschen und die 
menschliche Umwelt ausgerichtet sein. 

Verbesserung und Vereinfachung 
der Arbeitsweise des Verwaltungsrates 

14. Um den Entscheidungsprozeß innerhalb der 
Stiftung wirksamer zu gestalten, hält die Kom- 
mission die Einsetzung eines Vorstandes, der 
mit der Verwaltung betraut ist, für notwendig. 
Die Kommission stellt fest, daß sich in der Praxis 
bereits auf informeller Basis ein Vorstand her- 
ausgebildet hat, der sich aus dem Vorsitzenden 
und den drei stellvertretenden Vorsitzenden des 
Verwaltungsrates zusammensetzt. Der Vorstand 
hat einen Meinungsaustausch zwischen den 
wichtigsten Interessen des Verwaltungsrates er- 
möglicht und die formalen Verwaltungsratssit- 
zungen vorbereitet. Die Kommission schlägt vor, 
diesem Vorstand formalen Status zu geben und 
ihm die Hauptverantwortung für die Verwaltung 
der Stiftung zu übertragen. 

Der Vorstand sollte sich zusammensetzen aus: 

— 1 Vertreter der Kommission, 

— 1 Regierungsvertreter, 

— 1 Arbeitnehmervertreter, 

— 1 Arbeitgebervertreter, 

— 1 Interessenvertreter für die Lebensbedin- 
gungen. 

15. Der Verwaltungsrat soll einmal jährlich zusam- 
mentreten, um die Tätigkeit der Stiftung zu 
überprüfen und das Mandat des Vorstandes, des- 
sen Mitglieder aus dem Verwaltungsrat kom- 
men, zu erneuern. Dem Verwaltungsrat obliegt 
ferner die besondere Aufgabe, die Vorschläge für 
das jährliche Arbeitsprogramm festzulegen und 
dem Vorstand seine eigenen Vorschläge zu un- 
terbreiten. Nach Ansicht der Kommission würde 
eine solche Struktur nicht nur eine Beteiligung 
aller Interessen und Mitgliedstaaten an der 
Tätigkeit der Stiftung (sowie einen Informa- 
tionsfluß zwischen der Stiftung und den einzel- 
nen Interessen und Mitgliedstaaten) gewährlei- 
sten, sondern auch gleichzeitig zur Schaffung ei- 
nes tatsächlichen Entscheidungsgremiums (des 
Vorstandes) führen. 

Abschaffung des Sachverständigenausschusses 

16. Die Kommission schlägt vor, den Sachverständi- 
genausschuß (dessen Aufgaben in den Arti- 
keln 10 und 11 der Ratsverordnung EWG 1365/75 
erläutert werden) abzuschaffen. Ihrer Auffas- 
sung nach sollte in dem neu gebildeten Verwal- 
tungsrat auf formaler Basis ausreichende Sach- 
und Fachkenntnis vorhanden sein, und die Qua- 


lität und Bedeutung der durchgeführten For- 
schungsarbeiten und Studien können auf den 
von der Stiftung veranstalteten Bewertungsse- 
minaren in angemessener Weise überwacht wer- 
den. 

Stärkere Beteiligung der Kommission 
an den Tätigkeiten der Stiftung 

17. Der Beitrag der Kommission zur Verbesserung 
der Arbeitsweise der Stiftung wird hauptsäch- 
lich auf einer aktiveren Beteiligung an den Ar- 
beiten zur Erstellung des Programms der Stif- 
tung (vgl. Ziffer 8) beruhen. Außerdem über- 
nimmt die Kommission nach der geltenden Sat- 
zung wichtige Aufgaben. So muß die Kommis- 
sion den Haushalt der Stiftung dem Parlament 
und dem Rat vorlegen. Sie ernennt den Direktor 
und den stellvertretenden Direktor anhand einer 
Liste, die vom Verwaltungsrat vorgelegt wird. 
Wenngleich die Kommission bei der Stellenbe- 
setzung keine Befugnis hat, entschied der Ge- 
richtshof, daß die Bediensteten als Bedienstete 
der Europäischen Gemeinschaften gelten und 
zur Teilnahme an internen Auswahlverfahren 
der Kommission berechtigt sind [die Kommis- 
sion überprüft gegenwärtig die Verordnung 
(EGKS, EWG, Euratom) Nr. 1860/76 des Rates 
vom 29. Juni 1976 zur Festlegung der Beschäfti- 
gungsbedingungen für das Personal der Euro- 
päischen Stiftung^)]. 

18. Daher wird vorgeschlagen, die Rolle der Kom- 
mission in den Angelegenheiten der Stiftung zu 
erweitern, damit ihr Beitrag ihren Verpflichtun- 
gen besser gerecht wird. Die Einsetzung eines 
Vorstandes unter dem Vorsitz des Kommissions- 
vertreters wird den Einfluß der Kommission auf 
die Verwaltung der Stiftung vergrößern. Es wird 
vorgeschlagen, daß der Direktor und der stellver- 
tretende Direktor von der Kommission nach Be- 
ratung mit dem Vorstand ernannt werden. Die 
Ernennung und Verwaltung des übrigen Perso- 
nals wird weiterhin in die Zuständigkeit des Di- 
rektors fallen, aber in Absprache mit dem Vorsit- 
zenden des Vorstandes und entsprechend dem 
vom Vorstand festzulegenden Verfahren abge- 
wickelt werden. 

Schlußfolgerungen 

19. Ziel der vorgeschlagenen Änderungen ist eine 
ausgewogene und wirksame Verwirklichung der 
Ziele, die der Errichtung der Stiftung zugrunde 
liegen, und eine bessere Abgrenzung der Bezie- 
hungen zwischen der Stiftung, der Kommission 
und dem Parlament. 

20. Die Kommission ist der Auffassung, daß Struk- 
tur und Arbeitsweise der Stiftung weiterhin 
überprüft werden sollten imd ihre Ziele und 
Prioritäten imter Berücksichtigung der sich ver- 
ändernden wirtschaftlichen und sozialen Lage 
kritisch zu betrachten sind. Daher beabsichtigt 
sie, dem Rat spätestens fünf Jahre nach der An- 
nahme dieses Vorschlags eine Mitteilung über 
Ziele und Arbeitsweise der Stiftung vorzulegen. 

^) ABI. L 214 vom 6. August 1976. 
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Drucksache 10/5490 


Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1364/75 
über die Gründung einer Europäischen Stiftung zur Verbesserung der Lebens- und 
Arbeitsbedingungen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere 
auf Artikel 235, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments ^), 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses ^), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Verordnung (EWG) Nr. 1365/75 des Rates 
wurde auf Veranlassung der Kommission überprüft, 
und es erscheint zweckmäßig, sie zu ändern. 

Die doppelte Funktion der Stiftung sollte sowohl in 
der Zusammensetzung ihres Verwaltungsrates als 
auch in ihrem Budget besser zum Ausdruck kom- 
men. 

Außerdem zeigen die bisherigen Erfahrungen, daß 
eine Vereinfachung der Verwaltungsverfahren der 
Stiftung wünschenswert ist. 

Schließlich sollten die Kommission und das Europäi- 
sche Parlament stärker an der Tätigkeit der Stiftung 
beteiligt werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Die Verordnung (EWG) Nr. 1365/75 wird wie folgt 
geändert: 

1 . Artikel 5 erhält folgende Fassung: 

»Artikel 5 

Die Stiftung umfaßt 

— einen Verwaltungsrat, 

— einen Vorstand, 

— einen Direktor und einen stellvertretenden 
Direktor.“ 

2 . Artikel 6 wird wie folgt geändert: 

— Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„1. Der Verwaltungsrat setzt sich aus 51 Mit- 
gliedern zusammen, und zwar aus: 

ABI. Nr. C. . . . 

2) ABI. Nr. C. . . . 

3) ABI. Nr. C. . . . 


- a) zwölf Vertretern der Regierungen der 
Mitgliedstaaten, 

b) zwölf Vertretern der Arbeitgeberver- 
bände, 

c) zwölf Vertretern der Arbeitnehmeror- 
ganisationen, 

d) zwölf Interessensvertretern für die Le- 
bensbedingungen, wobei jeweils 3 Ver- 
treter von den Regierungen, den Ar- 
beitgeberverbänden, den Arbeitneh- 
merorganisationen und den Umwelt- 
verbänden vorgeschlagen werden, 

e) drei Vertretern der Kommission.“ 

— Absatz 2 erster Satz erhält folgende Fas- 
sung: 

„Die in Absatz 1 Buchstaben a, b, c und d 
bezeichneten Mitglieder werden vom Rat 
ernannt. Die in Buchstaben a, b und c ge- 
nannten Mitglieder werden auf der 
Grundlage von jeweils einem Mitglied je 
Mitgliedstaat und jeder der vorerwähnten 
Gruppen ernannt.“ 

— Folgender neuer Absatz 3 a wird eingefügt: 

„3 a. Aufgrund eines vom Direktor vorzu- 
legenden Entwurfs schlägt der Ver- 
waltungsrat dem Vorstand das Ar- 
beitsprogramm vor. Er soll sich mit 
dem Jahresbericht befassen und ei- 
nen Voranschlag der Einnahmen 
und Ausgaben vorlegen.“ 

— Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„4. Der Verwaltungsrat wählt seinen Vor- 
sitzenden.“ 

— Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

„5. Der Vorsitzende beruft den Verwal- 
tungsrat einmal jährlich und auf An- 
trag von 2/3 seiner Mitglieder ein.“ 

— Folgender Absatz 7 wird angefügt: 

„7. Jede im Verwaltungsrat vertretene 
Gruppe ernennt einen Vertreter für 
den Vorstand.“ 

3. Artikel 7 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„1. Der Vorstand setzt sich zusammen aus: 

— einem Vertreter der Kommission, 

— einem Regierungsvertreter, 

— einem Vertreter der Arbeitnehmer, 

— einem Vertreter der Arbeitgeber, 

— einem Vertreter für die Lebensbedingun- 
gen. 
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Der Vorstand verwaltet die Stiftung nach den 
von ihm festzulegenden Leitlinien. Im Ein- 
vernehmen mit der Kommission verabschie- 
det er nach Anhörung des Verwaltungsrates 
das Arbeitsprogramm. Außerdem billigt der 
Vorstand den Gesamtbericht der Stiftung so- 
wie einen ausgewogenen Einnahmen- und 
Ausgabenplan und legt der Kommission jähr- 
lich einen Voranschlag der Einnahmen und 
Ausgaben vor. 

Der Vorstand tritt so oft wie nötig, jedoch 
mindestens dreimal jährlich, zusammen. Der 
Vorstand hält die Mitglieder des Verwal- 
tungsrates über seine Beratungen auf dem 
laufenden. 

Die Beschüsse des Vorstandes werden mit 
absoluter Mehrheit seiner Mitglieder gefaßt. 
Den Vorsitz führt der Vertreter der Kommis- 
sion.“ 

4. Artikel 8 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„1. Der Direktor und der stellvertretende Direk- 
tor werden von der Kommission nach Bera- 
tung mit dem Vorstand ernannt.“ 

5. Artikel 9 wird wie folgt geändert: 

— In Absatz 1 wird „Verwaltungsrat“ durch 
„Vorstand“ ersetzt. 

— Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„2. Der Direktor hat nach Rücksprache mit 
dem Vorsitzenden des Vorstands und im 
Rahmen der auf das Personal anwend- 
baren Vorschriften Weisungsbefugnis ge- 
genüber dem Personal der Stiftung. Er 
entscheidet über Einstellung, Entlassung 
und Qualifikationsniveau gemäß den vom 
Vorstand festgelegten Verfahren.“ 

— In Absatz 3 wird nach „Verwaltungsrat“ der 
Zusatz „und des Vorstands“ eingefügt. 

— In Absatz 4 wird „Verwaltungsrat“ durch 
„Vorstand“ ersetzt. 

6. Die Artikel 10 und 11 werden gestrichen. 

7. Artikel 12 wird wie folgt geändert: 

— Absatz 1 zweiter Unterabsatz erhält folgende 
Fassung: 

„Bei der Erstellung des Arbeitsprogramms 
konsultiert der Direktor das Europäische 
Parlament und trägt dessen Ansichten Rech- 
nung. Er trägt außerdem den Stellungnah- 
men der anderen Gemeinschaftsorgane und 
des Wirtschafts- und Sozialausschusses 
Rechnung.“ 

— Im zweiten Absatz wird „Verwaltungsrat“ 
durch „Vorstand“ ersetzt. 


8. Artikel 13 wird wie folgt geändert: 

— In Absatz 1 wird „Verwaltungsrat“ durch 
„Vorstand“ ersetzt. 

— Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„2. Nach Billigung durch den Vorstand legt 
der Direktor den Gesamtbericht dem Eu- 
ropäischen Parlament vor und leitet ihn 
an die Gemeinschaftsorgane sowie an 
den Wirtschafts- und Sozialausschuß wei- 
ter.“ 


9. In Artikel 14 wird „Verwaltungsrat“ durch „Vor- 
stand“ ersetzt. 

10. Artikel 15 wird wie folgt geändert: 

— In Absatz 1 wird „Verwaltungsrat“ durch 
„Vorstand“ ersetzt. 

— In Absatz 2 zweiter Unterabsatz wird folgen- 
der Satz angefügt: 

„40 v.H. der Forschungsmittel sind speziell 
Tätigkeiten im Zusammenhang mit den Le- 
bensbedingungen und 40 V. H. Tätigkeiten in 
Zusammenhang mit den Arbeitsbedingun- 
gen zuzuweisen.“ 

— In Absatz 3 wird „Verwaltungsrat“ durch 
„Vorstand“ ersetzt. 

11. In Artikel 16 Abs. 2 und 3 wird „Verwaltungsrat“ 
durch „Vorstand“ ersetzt. 


12. In Artikel 18 wird vor den Worten „des Verwal- 
tungsrates“ eingefügt „des Vorstands und“. 

13. In Artikel 22 Abs. 1 wird vor den Worten „des 
Verwaltungsrates“ eingefügt „des Vorstands 
und“. 


14. Es wird folgender Artikel 22 a eingefügt: 

, Artikel 22 a 

Diese Verordnung wird auf der Grundlage ei- 
ner Mitteilung überprüft, die die Kommission 
fünf Jahre nach ihrem Inkrafttreten vorlegt.“ 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1986 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


8 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode DrucRsache 10/5490 


Bericht des Abgeordneten Pohlmann 


I. 

Die Unterrichtung wurde mit Drucksache 10/5189 
Nr. 28 vom 13. März 1986 gemäß § 93 der Geschäfts- 
ordnung zur federführenden Beratung an den Aus- 
schuß für Jugend, Familie und Gesundheit und zur 
Mitberatung an den Ausschuß für Arbeit und Sozial- 
ordnung sowie an den Haushaltsausschuß überwie- 
sen. Am 15. Mai 1986 hat der Ältestenrat die Über- 
weisung geändert und dem Ausschuß für Arbeit und 
Sozialordnung die federführende Beratung übertra- 
gen, da der Ausschuß für Jugend, Familie und Ge- 
sundheit nicht betroffen ist. 

Der Haushaltsausschuß hat in seiner Sitzung am 
14. Mai 1986 empfohlen, zwar der Erweiterung der 
Europäischen Stiftung um zwei Vertreter wegen des 
Beitritts Spaniens und Portugals zuzustimmen, die 
weiteren Vorschläge aber abzulehnen. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat die 
Vorlage in seiner 100. Sitzung am 14. Mai 1986 bera- 
ten und ist dabei dem Vorschlag des mitberatenden 
Ausschusses gefolgt. 

II. 

Der Verordnungsentwurf sieht eine Veränderung 
der Zusammensetzung des Verwaltungsrates und 
seiner Kompetenzen bei der Europäischen Stiftung 
zur Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingun- 
gen in Dublin vor. 

Die 1975 gegründete Stiftung befaßt sich im Rahmen 
ihrer Aufgabenstellung insbesondere mit nachste- 
henden Fragen: 

— Situation des Menschen in der Arbeitswelt, 

— Arbeitsorganisation und insbesondere Arbeits- 
platzgestaltung, 

— Probleme, die für bestimmte Arbeitnehmergrup- 
pen spezifisch sind, 

— langfristige Aspekte der Umweltverbesserung, 

— räumliche und zeitliche Verteilung der menschli- 
chen Tätigkeit. 

Um eine angemessene Ausgewogenheit zwischen 
den Aspekten Arbeitsbedingungen und Lebensbe- 
dingungen zu gewährleisten, werden nach in den 
letzten Jahren geführten eingehenden Diskussionen 
jeweils 40 % der Forschungsmittel für jeden dieser 
Bereiche vorgesehen. Die restlichen 20 % werden 
entsprechend der Prioritäten Setzung im For- 
schungsprogramm verteilt. 

Das Direktorium der Stiftung (Direktor und stellver- 
tretender Direktor) konnte 1985 neu besetzt werden; 
in der früheren personellen Fehlbesetzung lag die 
Hauptursache für die mangelnde Effizienz in der 
Vergangenheit. Im Laufe eines knappen Jahres ist 
eine deutliche Verbesserung bei der Erfüllung der 
Aufgaben und der Akzeptanz der Arbeitsergebnisse 
in der Öffentlichkeit festzustellen. Die Zusammen- 


arbeit zwischen Stiftung und Verwaltungsrat mit 
dem Europäischen Parlament und der Kommission 
gestalten sich heute nahezu reibungslos. 

In dieser Phase der Konsolidierung legt die Kom- 
mission ihren Entwurf vor, der folgende Änderun- 
gen vorsieht: 

1. Mit dem Beitritt Spaniens und Portugals werden 
für die Gruppen der Regierungsvertreter, der Ar- 
beitgeberverbände und der Arbeitnehmerorgani- 
sationen im Verwaltungsrat je zwei zusätzliche 
Vertreter aus den beiden Ländern ernannt (Kon- 
senquenz aus den Beitritten). 

2. Der Verwaltungsrat soll um eine weitere Gruppe 
von 12 Interessenvertretern für den Bereich „Le- 
bensbedingungen“ verstärkt werden, wobei je- 
weils drei Vertreter von den Regierungen, den 
Arbeitgeberverbänden, den Arbeitnehmerorga- 
nisationen und den Umweltverbänden zu benen- 
nen sind. Der Verwaltungsrat hätte dann statt 
bisher 33 in Zukunft 51 Mitglieder. 

3. Der Verwaltungsrat soll gleichzeitig zu einem 
nur beratenden Gremium herabgestuft werden 
(s. dazu insbesondere die vorgesehenen Ände- 
rungen der Artikel 6, 7, 8, 12, 13, 14, 15 und 16). 

4. Alle entscheidenden bisherigen Befugnisse des 
Verwaltungsrates sollen auf einen erweiterten 
Vorstand übertragen werden, der als neues Or- 
gan der Stiftung vorgesehen ist. Den Vorsitz im 
fünfköpfigen Vorstand soll der Vertreter der 
Kommission führen. 

5. Der bisherige Sachverständigen- Aus schuß soll 
ganz wegfallen. 

Mit der Änderung der Verordnung möchte die Kom- 
mission ihren Einfluß bei der Stiftung verstärken. 
Sie ist ferner der Ansicht, daß sich daraus auch die 
Arbeitsplanung und Arbeitsweise verbessern bzw. 
vereinfachen und mehr Ausgewogenheit zwischen 
den Aufgabengebieten Lebens- und Arbeitsbedin- 
gungen hersteilen ließen. 

III. 

Bei seinen Beratungen nahm der Ausschuß zur 
Kenntnis, daß sich der Verwaltungsrat mit demi 
Kommissionsvorschlag am 5. März 1986 befaßt habe 
und lediglich der Erweiterung des Verwaltungsrates 
um die Mitglieder Spaniens und Portugals zu- 
stimme, alle übrigen Änderungen jedoch ablehne. 

Der Verordnungsvorschlag werde auch von den Ar- 
beitgebervertretern, dem Europäischen Gewerk- 
schaftsbund und der Gruppe Arbeitnehmer im Ver- 
waltungsrat abgelehnt. Auch bei den Regierungsver- 
tretern der Mitgliedsländer der EG sei Zustimmung 
nicht erkennbar. 
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Die Gründe für Ablehnung des Entwurfs seien fol- 
gende: 

— Die Erweiterung des Verwaltungsrates um 12 In- 
teressenvertreter für den Bereich Lebensbedin- 
gungen werde die Meinungsbildung eher er- 
schweren und die Effizienz beeinträchtigen. Die 
Erweiterung sei sachlich überflüssig. Der Ver- 
waltungsrat biete schon in seiner derzeitigen Zu- 
sammensetzung Gewähr dafür, daß alle Aufga- 
benfelder und Aspekte ausgewogen berücksich- 
tigt werden. 

— Die Zentralisierung der Aufgaben beim Vorstand 
und damit letztlich die Konzentration der Kom- 
petenzen bei der Kommission führe zur Aushöh- 
lung des bisher im Verwaltungsrat unter gleich- 
berechtigten Partnern geführten sozialen Dia- 
logs. Den Sozialpartnern werden ohne Not be- 
währte Mitwirkungsrechte entzogen. 


Wenn der ursprüngliche Auftrag seine Gültigkeit 
und die Stiftung dazu ihre Unabhängigkeit behalten 
sollten, sollten die mit der Verordnung beabsichtig- 
ten Strukturänderungen nicht verwirklicht werden. 

Der Ausschuß erörterte eingehend die vorgetrage- 
nen Bedenken gegenüber dem Verordnungsvor- 
schlag und äußerte einmütig die Auffassung, daß die 
vorgesehene Änderung der Zusammensetzung des 
Verwaltungsrates nicht zweckmäßig sei. Es er- 
scheine zweifelhaft, ob die Erweiterung des Verwal- 
tungsrates um Interessenvertreter für den Bereich 
„Lebensbedingungen“ und die Zentralisierung der 
Aufgaben beim Vorstand die Arbeit der Europäi- 
schen Stiftung verbessern könne. Die bestehende 
Zusammensetzung des Verwaltungsrates und die 
Aufgabenverteilung innerhalb der Stiftungsgremien 
seien zweckmäßig und der Aufgabenstellung der 
Stiftung angemessen. 


Bonn, den 14. Mai 1986 


Pohlmann 

Berichterstatter 
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